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Ueber das Reichsraths⸗Wahlrecht der „geiſtlichen Natznießer“ in 
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In Gemeinde- Gefällsangelegenheiten kommt es der Gemeinde weder zu, Strafror⸗ 
ſchriften zu erlaffen, noch ein Strafamt auszuüben. 

Expropriation: Die von der Bahngeſellſchaft eingelegte Verwahrung gegen die Erfolg- 
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Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber das Weichsraths - Wahlrecht der „geiſtlich en 
Nutznießer“ in Bber-Beſterreich. 


(Schluß.) 


888 „Wenn nun aber der Beneficigt Nutzungseigenthümer it, jo muß 
5% Jedermann ſich die Frage auf die Lippen drängen: Wie kommt 
, daß die ganze Welt die Beneficiaten Nutznießer nennt? Warum 
nennt man fie geiſtliche Nutznießer? Wie hat ſich dieſe Termino⸗ 
logie einbürgern konnen. 

Darauf glaube ich umſomehr eine Antwort ertheilen zu ſollen, 
weil hier in der That der Name die ganze Verwirrung in der Auf⸗ 
faſſung verſchuldet hat und zu einem voreiligen Schluſſe von der Be⸗ 
zeichnung auf das Weſen, von dem Namen auf die Sache die Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat. Woher kommt es alſo, daß man ſolche Per. 
ſonen ſchlechtweg Nutznießer und nicht Nutzungseigenthümer nennt? 

Es gibt zwei Gründe dafür. Zunächft ift es ganz gewiß, daß, 
wie auch ſchon der Name Nutzungs eigenthum ſagt, die Hauptſache 
für den betreffenden Berechtigten das Ziehen der Nutzungen iſt. 
Darum heißt es ja Nutzungseigenthum. Es kommt ſelten vor, daß 
eine Veränderung mit der Subſtanz vor ſich geht, daß vom Beneft⸗ 
ciaten das Patronats- oder Präſentationsrecht auszuüben iſt; relativ 
ſelten kommt auch manche andere der dem Beneficiaten zuſtehenden 
Befugniſſe zur Anwendung. Allein das tägliche Brod für ihn iſt das 
Beziehen von Nutzungen und Früchten, a potiori fit denominat o, 
daher kommt es, daß der Sprachgebrauch gerade dieſe Seite des Ver: 
hältniſſes hervorhebt und den Nutzen in den Vordergrund ſtellt und 
daß man ihn kurzweg als Nutznießer bezeichnet. In einer ent⸗ 
ſcheidenden Stelle der libri feudorum in der das Weſen des Bene⸗ 
ficiums definirt wird, iſt folgende Definition zu finden: Das Bene 
ficium iſt jenes Rechtsverhältniß, wo die proprietas (das Eigenthum) 
beim Geber verbleibt und der „usus fructus“ auf den Empfänger 


(den Vaſallen) übergeht. Dennoch ſind alle Juriſten überzeugt, daß 
es mit der Bezeichnung „usus fructus“ ſelbſt an entſcheidender Stelle 
nicht abgethan ſei, und daß man es hier nicht mit einem gewöhnlichen 
Nutznießer zu thun hat, ſondern daß der Ausdruck „usus kructus“ 
hier in dem allgemeinen Sinne genommen ſei, in dem er jedes Be— 
nützungsrecht überhaupt bezeichnet. Alſo ſelbſt im Lehenrechte, wo nach 
§ 357 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches kein Zweifel ſein 
kann, daß Nutzungseigenthum vorhanden iſt, findet ſich an entſchei— 
dender Stelle nur der Ausdruck „usus fructus“. 

Aber nehmen Sie unſer bürgerliches Geſetzbuch, wo auch ab- 
wechſelnd paralleliſirend die Ausdrücke „Nutzungseigenthümer“ und 
„Nutznietzer“ gebraucht wurden. Im § 613 heißt es: „Der Subſtitut 
iſt beſchränkter Eigenthümer mit den Rechten und Pflichten eines Nutz⸗ 
nießers.“ Nichts iſt näher liegend, als daß man ihn hinterher ſchlech⸗ 
weg Nutznießer nennen wird. An einer anderen entſcheidenden Stelle 
im $ 631 wird ſogar geſagt, daß der Fideicommißbeſitzer, der gewiß 
Nutzungseigenthümer iſt, nur das Recht auf den Zuwachs und die 
Früchte, aber kein Recht auf die Subſtanz habe, und im § 643 heißt 
es, daß zwiſchen dem Allodialerben und dem Fideicommißbeſttzer die 
Früchte ſo getheilt werden ſollen, wie zwiſchen dem Nutznießer und 
dem Eigenthümer. Sie ſehen alſo eine vollſtändig naheliegende Paral⸗ 
lele zwiſchen Nutznießung in vulgärem und techniſchen Sinne. 

Ein anderer Erklärungsgrund iſt noch der folgende: Man darf 
nicht glauben, daß das Recht des Beneficiaten lediglich und ausichlieh- 
lich im Genuſſe eines Grundſtückes beſteht, es gibt viele andere Ein⸗ 
kommensquellen für den Beneficiaten, er kann Einkünfte von Renten, 
Zinſen, Gefällen, Gebühren aller Art beziehen. Wie bezeichnet man 
dies mit einem zuſammenfaſſenden Ausdrucke? Da kann man nicht 
von einem Nutzeigenthümer ſprechen, weil da jedes Subſtrat des 
Eigenthumes fehlt, da erklärt es ſich denn, daß man ſchlechtweg zu 
einem Alles zuſammenfaſſenden Ausdrucke greift und von Nutznießung 
und Nutznießer ſpricht. g 

Ich komme jetzt eigentlich auf das punctum saliens, nämlich 
darauf, daß die Benefieiaten Beſitzer find, und da liegt es mir 
meiner ganzen juriſtiſchen Natur nach am Herzen, mich nicht damit 
abzufinden, daß ich ſage: Die Beneficiaten find Beſitzer im vulgären 
Sinne des Wortes, oder: als man das Geſetz gemacht hat, hat man das 
Wort im vulgären Sinne genommen. Auch würde ich mich nicht zufrieden 
geben, daß ich ſagen würde — wozu man einen Schein von Berechtigung aller- 
dings hätte —: Es iſt ein politiſches Geſetz, um deſſen Auslegung es ſich 
handelt. Der Ausdruck iſt in der politiſchen Bedeutung genommen, und 
wenn man auf die politiſche Bedeutung ſieht, nennt man Beſitzer gar Man⸗ 
chen, der im civiliſtiſchen Sinne des Wortes nicht Beſitzer iſt. Nun, ich 
habe die Ueberzeuguug, daß der Beneficiat gerade im ſtreng juriſti⸗ 
ſchen, civiliſtiſchen Sinne des Wortes Beſitzer iſt und dieſen Beweis 
will ich nun in Kurzem erbringen. 

Zunächſt laſſen die Quellen dem Rechtskundigen keinen Zweifel 
darüber, daß man es hier mit einem Beſitzer zu thun hat. Das 


Lehensrecht ſagt ausdrücklich: possessio per beneficium ad eum per- 
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tinet. Dadurch, daß er Beneficiat und inveſtirt iſt, hat er die possessio 
im ſtrengen juriſtiſchen Sinne des Wortes und hat alle Rechtsmittel, 
die zum Schutze im Beſitze dienen. Darüber herrſcht ſeit Jahrhun⸗ 
derten nicht der geringſte Zweifel in der Literatur und Praxis. Was 
immer für ein Handbuch Sie nachſchlagen, ſchlagen Sie Phillipps 
und Helfert nach — das ſteht feſt, daß Derjenige, der in der 
rechtlichen Stellung eines Vaſallen iſt, Beſitzer iſt und als ſolcher 
alle Rechtsmittel hat, die dem Beſitzer zu Gebote ſtehen. Wenn 
Sie die Rechtsencyklopädie Holtzendorff's zur Hand nehmen, 
ſo werden Sie finden, daß der Beneficiat Sachbeſitzer iſt und 
die proſſeſſoriſchen Interdicte hat und daß dies als unbeſtritten 
geltendes Recht hingeſtellt wird. In Helfert's „Lehre vom Kirchen 
vermögen“ heißt es ausdrücklich, daß der geiſtliche Beneficiat der Be- 
ſitzer der Sache iſt. Es werden die betreffenden Paragraphe des bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches, die hier nicht weiter intereſſiren, citirt, welche 
den Schutz des Beſitzes enthalten. Und noch einen Schritt weiter. 
Es exiſtirt ein Hofdecret aus dem Jahre 1796 für Galizien, des 
Juhaltes, daß der Beneficiat, wenn er im Beſitze geſtört wird, ſich 
ſofort an's Kreisamt zu wenden hat, und daß das Kreisamt ihm den 
erforderlichen Schutz im Beſitze zu gewähren hat. Nun, da möchte 
ich die Frage aufwerfen: Kann man Jemanden im Beſitze ſchützen, 
wenn er nicht im Beſitze iſt. Und ſo glaube ich, iſt ſowohl aus der 
Literatur, als zum Theile aus der Geſetzgebung erwieſen, daß der 
Beneficiat im ſtreng juriſtiſchen Sinne des Wortes auch wirklicher 
Bete r Ik 

Nun ſchreckt mich auch nicht der §S 309 a. b. G. B., ich 
laſſe mich auch dadurch noch nicht exorciren, daß man mir den § 309 
vorhält, worin es heißt: „Beſitzer kann nur derjenige ſein, der eine 
Sache als die ſeinige behandelt.“ Auf dem Boden des gemeinen 
Rechtes macht das einige Schwierigkeiten, wie man dieſen Beſitz in 
Einklang bringt mit dem ſonſt erforderlichen Eigenthumswillen. Auf 
dem Boden des öſterreichiſchen Rechtes gibt es keine ſolche Schwierig 
keit. Wenn Jemand Nutzungseigenthümer iſt, ſo hat er auch den 
Nutzungseigenthumswillen, und es iſt daher § 309 auf ihn vollkommen 
anwendbar; denn wenn Sie das nicht zugeben wollen, dann müßten 
Sie dem weltlichen Vaſallen und dem Fideicommißbeſitzer nach öſter⸗ 


reichiſchem Rechte ebenfalls den Beſitz abſprechen, wozu doch wohl 


Niemand den Muth haben wird. 

Wer alſo die Abſicht hat, ſich mit der Jurisprudenz, wie ſie 
ſeit Jahrhunderten beſteht, in Widerſpruch zu ſetzen, wer den Muth 
hat, einen Rechtsſatz, der ſeit zwölf Jahrhunderten in bisher unbe⸗ 
ſtrittener Geltung fortbeſteht, zu durchbrechen und umzuſtürzen, der 
mag getroſt dem Beneficiaten den Beſitz und hiermit auch das Wahl⸗ 
recht abſprechen. Wer aber glaubt, daß er beffer daran thut, feine 
Einſicht der Weisheit von Jahrhunderten zu unterordnen und ſein 
Urtheil im Einklange zu erhalten mit dem Urtheile der hervorragend— 
ſten Juriſten aller Zeiten, der wird ſich für den Beſitz des Benefi 
ciaten ausſprechen und ihm daher auch das Wahlrecht zuſprechen 
müſſen. 

Nun höre ich aber eine Einwendung. Man ſagt, man ſei ge» 
neigt auf dem Boden des gemeinen Rechtes ohneweiters dem Bene— 
ficiaten den Beſitz zuzuſprechen, aber in Oeſterreich ſtehe das anders; 
hier werde dieſes Verhältniß modificirt, tangirt, verändert durch den 
Einfluß einer eigenthümlichen Magnetnadel, nämlich des Inſtitutes 
der öffentlichen Bücher. Ob der betreffende Beneficiat bücher licher 
Beſitzer iſt, das iſt eine an ſich nicht leichte Frage, eine Frage, die 
von der Art der Eintragung in das öffentliche Buch und von der 
richtigen Interpretation des dabei gebrauchten Ausdruckes abhängt. 
Dieſe Frage habe ich aber hier nicht zu Löfen, denn für Oberöſter⸗ 
reich — und heute handelt es ſich nur um die Giltigkeit der in 
Oberöſterreich vorgenommenen Wahlen in der Wählerclaſſe des großen 
Grundbeſitzes — für Oberöſterreich verlangt das Geſetz gar nicht den 
bücherlichen Beſitz, ſondern nichts Anderes als den Beſſitz ſchlecht— 
hin, es genügt alſo auch der Natural beſitz. Nur muß ich hier 
noch einer Einwendung begegnen, die der Miuoritätsbericht macht. 
Der Minoritätsbericht führt zwei Paragraphe des bürgerlichen Ge— 


ſetzbuches an, die als crux juris consultorum in Oeſterreich be- | 


rüchtigt find, die §§ 321 und 322 a. b. G. B., deren Wortlaut in 
der That zu beſagen ſcheint, daß dort, wo öffentliche Bücher exiſtiren, 
es nur einen Tabularbeſitz, aber gar keinen außerbücherlichen Beſitz 
gibt. Da nun in Oberöſterreich die „Pfarrhöfe“ eingetragen ſind, ſo 


| find die Beneficiaten nicht die bücherlichen Beſttzer, und — da es 
eben keine außerbücherlichen Beſitzer gibt — ſo können ſie überhaupt 
gar nicht Beſitzer fein. Die Anſchauung, daß dieſe Paragraphe fo ver- 
ſtanden werden müſſen, daß es neben und gegen dem bücherlichen 
gar keinen Naturalbeſitz gebe, dieſe Anſchauung iſt eine veraltete, heut⸗ 
zutage von der geſammten Wiſſenſchaft ſowie längſt von der Praxis 
aufgegebene. 

Ich will nunmehr das Reſumé ziehen. Ich glaube, es iſt mir 
gelungen, nachzuweiſen, daß ſich der geiſtliche Beneficiat in der recht⸗ 
lichen Stellung eines Vaſallen befindet, daß er nicht Nutznießer, 
ſondern Nutzungseigenthümer iſt und daß er im ſtreng juriſtiſchen 
Sinne des Wortes Beſitzer des landtäflichen Gutes iſt. Nun iſt 
meine Schlußfolgerung einfach folgende: Ich ſage, auf dieſen Fall 
iſt der S 13 der Reichsrathswahlordnung gar nicht anwendbar, weil 
wir es hier nicht mit juriſtiſchen, ſondern mit phyſiſchen Perſonen zu 
thun haben. Was die Verfaſſer des Berichtes über die Reichsraths⸗ 
Wahlordnung dabei gedacht haben, auf welchen Standpunkt ſie ſich 
dabei geſtellt haben, das habe ich nicht zu unterſuchen und nicht zu 
controliren, das habe ich nicht in Schutz zu nehmen und nicht anzu⸗ 
greifen. Für mich als Juriſten ſteht die Sache einfach und plan ſo: 
§ 11 der obersßſterreichiſchen Landtagswahlordnung kommt zur An⸗ 
wendung, welcher beſtimmt, daß großjährige Beſitzer das Wahlrecht 
haben, und ſo komme ich zu dem Schluſſe, daß nicht § 13, ſondern 
$ 9 der Reichsrathswahlordnung Anwendung findet. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Gemeinde⸗Gefalls angelegenheiten kommt es der Gemeinde weder 
zu, Strafvorſchriften zu erlaſſen, noch ein Strafamt auszuüben. 


Der Stadtrath in H. hat mit Erkenntniß vom 20. Mai 1874 
den geweſenen Gaſthausbeſitzer Ferdinand M. wegen der ihm zur 
Laſt fallenden und von ihm auch eingeſtandenen Verheimlichung von 
17 Eimern Bieres und Nichtabfuhr der mit 40 kr. pro Eimer berech⸗ 
neten Gemeindeumlage per 6 fl. 80 kr., zum Erlage dieſer Abgabe 
und, auf Grund eines die Strafſanction ausſprechenden, unterm 20. 
October 1871 kundgemachten Gemeinde-⸗Ausſchußbeſchluſſes, zu einer 
Geldſtrafe von 4 fl. per Eimer, alſo für 17 Eimer zu einer Geld— 
ſtrafe von 68 fl. verurtheilt. Bey 

Ueber Recurs des M. hat die Bezirkshauptmannſchaft entſchieden, 
daß, da die Beſtimmung des § 4 der Miniſterialverordnung vom 3. 
April 1855 auch bei Uebertretungsfällen gegen gemeindeämtliche Ber 
ordnungen Anwendung findet und im vorliegenden Falle vom Zeit- 
punkte des Bierbezuges und der unterlaſſenen Anmeldung wegen Ent- 
richtung des Bierkreuzer-Zuſchlages bis zur Einleitung des Strafe 
verfahrens ein Zeitraum von mehr als 3 Monaten verſtrichen iſt, — 
der Bezirkshauptmann wegen eingetretener Verjährung dieſer Ueber⸗ 
tretung nicht in der Lage ſei, das Straferkenntniß betreffs des an⸗ 
dictirten Strafbetrages von 68 fl. zu beſtätigen; dagegen wekde das 
Erkenntniß betreffs der ausgeſprochenen Verpflichtung zur Entrichtung 
der von 17 Eimern Bier entfallenden Gebühr per 6 fl. 80 kr. aufs 
recht erhalten, da Ferdinand M. ſelbſt zugeſteht, das obige Bierquantum 
bezogen, jedoch hiefür die entfallende Gebühr nicht bezahlt zu haben. 

Der Stadtrath in H. recurrirte dagegen an die Statthalteret, 
indem er die Anwendbarkeit der Miniſterialverordnung vom 3. April 
1855 negirte. 

Die Statthalterei hat die 


bezirkshauptmannſchaftliche Ent⸗ 
ſcheidung dahin abgeändert, daß das gemeindeämtliche Straferkenntniß 
gänzlich außer Kraft geſetzt wird, weil $ 62 G. O. der Gemeinde 
nur die Strafgewalt in ortspolizeilichen Angelegenheiten zuerkennt, die 
Bierkreuzer⸗Umlage aber keine ortepolizeiliche Angelegenheit iſt und 
bezüglich der diesfälligen Uebertretung die durch die Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61 normirte Compe- 
tenz der politiſchen Behörden eintritt. ar 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Stadtrath von H. den 11 
niſterialrecurs ergriffen, worin geſagt wurde, daß, nachdem der Stadt⸗ 
rath bisher in Bierkreuzer⸗Verheimlichungsfällen das Strafrecht aus⸗ 
geübt hat, der Stadtrath nun, um eine principielle Entſcheldung der 
höchſten Inſtanz herbeizuführen, im Beſchwerdewege bitte, das Miniſte⸗ 


rium möge das Erkenntniß des Stadtratbes vom 20. Mai 1874 October 1874, 3. 10.817 jedoch dieſem außerordentlichen Reviſions⸗ 


beſtätigen. 


3. 19.075 ex 1874 „in der Erwägung, daß der Stadtrath H. das 
Recht nicht hat, auf die Verkürzung des ſtädtiſchen Gefälles beſtimmte 
Strafen feſtzuſezen und zu verhängen, in der Erwägung, daß die 
Berufung auf § 62 G. O. bier nicht zuläſſig iſt, weil nach § 35 
G. O. der Gemeinde⸗Ausſchuß innerhalb der beſtehenden Geſetze nur 
ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung 
derſelben Strafen androhen kann, und nach 8 62 der Gemeinde eine 
Ausübung der Strafgewalt nur in Abſicht auf die Ortspolizei ein⸗ 
geräumt iſt, die Einhebung der Bierauflage aber als eine ortspoli⸗ 
zeiliche Angelegenheit nicht angeſehen und behandelt werden kann; 
in der Erwägung endlich, daß in ſolchen Uebertretungsfällen in Ge— 
mäßheit der Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. 
Nr. 61 die Competenz der politiſchen Behörden begründet und die 
Strafe der Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198 anzuwenden iſt, die Entſcheidung der k. k. Statthalterei in⸗ 
ſoferne zu beſtätigen befunden, als mit derſelben das Erkenntniß des 
Stadtrathes vom 20. Mai 1874, womit Ferdinand M. wegen Ver⸗ 
heimlichung von 17 Eimern Bier zu einer Geldſtrafe von 68 fl. 
verurtheilt worden war, gänzlich außer Kraft geſetzt wurde.“ — Die 
Statthalterei wurde hievon mit der Aufforderung in Kenntniß geſetzt, 
„dem Bezirkshauptmanne in H. die Amtshandlung nach § 102 G. O. 
bezüglich des Gemeinde⸗Ausſchußbeſchluſſes in Betreff der feſtgeſetzten 
. 
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diesfälligen Strafe aufzutragen.“ 


Expropriation: Die von der Bahngeſellſchaft eingelegte Verwah⸗ 

rung gegen die Erfolglaſſung der ihrerfeits gerichtlich erlegten 

Schätzungsbeträge an die Expropriirten ſteht der Bauführung auf 

den betreffenden Gründen nicht entgegen. (§ 9 des Gef. vom 14. 

September 1854, Nr. 238 N. G. Bl.; § 1 Gef. vom 29 März 
1872, Nr. 39 N. G. Bl.) 


Die Grundbeſitzer A., C. und D. mußten für die B.⸗Bahn 
Grund abtreten und es wurde von den Schätzleuten an Entſchädigung 
mit Inbegriff ſogenannter Wirthſchaftserſchwerniſſe ermittelt: Dem A. 
für 1593 Quadrat⸗Klafter 3886 fl., dem C. für 1097 Quadrat- 
Klafter 4119 fl. 75 kr. und dem D. für 4171 Quadrat⸗Klafter 
6349 fl. 40 kr. Die B.⸗Bahn proteſtirte gegen die Annahme dieſer 
Schätzungen, das Bezirksgericht nahm ſie auch nur bezuglich der 
Liegenſchaften ſelbſt an, das Oberlandesgericht und auch der oberſte 
Gerichtshof aber ohne Beſchränkung, weil der Werth der Liegen- 
ſchaften ſelbſt ohnehin abgeſondert angegeben war. Die B. Bahn er⸗ 
legte ſohin die Schätzungsbeträge, jedoch mit Verwahrung gegen 
die Erfolglaſſung, baute aber die Eiſenbahn und den Bahnhof 
auf jenen Gründen. Die obigen Grundbeſitzer ſtellten deßhalb nach 
S des Geſetzes vom 29. März 1872, Nr. 39 R. G. B. 
das Begehren, der B. Bahn unter Androhung eines bedeutenden 
Pönfalles die Fortſetzung des Eiſenbahnbaues auf den Gründen 
derſelben bis zur wirklichen Auszahlung oder einem unbedingten 
und vorbehaltloſen, bei Zuſtimmung der Tabulargläubiger die 
Ausfolgung an dieſelben geſtattenden Erlage der vollen Entſchä⸗ 
digungsbeträge mit Inbegriff der Entſchädigung für Wirthſchaftser⸗ 
ſchwerniſſe zu unterſagen, wurden aber in beiden Inſtanzen abgewieſen, 
vom Oberlandesgerichte in der Erwägung, daß der Fall eines nach 
§ 3 des Geſetzes vom 29. März 1872, 3. 39 R. G. B. zu er⸗ 
laſſenden Bauverbotes nicht vorliegt und in Erwägung, daß außer 
dieſem Falle dieſelben, wenn fie erachten, daß fie durch einen eigens 
mächtigen Eingriff der Conceſſionäre der B.-Bahn in ihren Eigen- 
thums⸗ oder Beſitzrechten beeinträchtigt worden ſeien, die Unterſagung 
des Eingriffes nur entweder im Wege des Verfahrens in Beſitzſtörungs⸗ 
Kreitigfeiten oder im Wege der ordentlichen Beſitzklage erwirken können 
und in endlicher Erwägung, daß das Geſuch derſelben nicht als eine 
derlei Klage angeſehen werden kann. — In dem dagegen von den 
Grundbeſitzern eingebrachten außerordentlichen Reviſionsrecurſe wird 
eingewendet, daß nur der § 1 des Geſetzes vom 29. März 1872, 
3. 29 R. G. B. maßgebend ſei, wornach vor einem der Zahlung 
gleichkommenden Erlage der ganzen Schaͤtzungsbeträge nicht gebaut 
werden dürfte. > 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 14. 
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recurſe keine Folge gegeben, „weil § 9 des Geſetzes vom 14. Sep⸗ 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. Jaͤnner 1875, tember 1854, Nr. 238 R. G. B. einen aus rechtlichen Gründen 


erfolgten Erlag des durch die gerichtliche Schätzung der für eine 
Eiſenbahn abzutretenden Grundſtuͤcke feſtgeſetzten Betrages bezüglich 
der hiedurch eintretenden Berechtigung, auf dieſen Grundſtücken 
zu bauen, der baren Auszahlung vollkommen gleichſetzt, hieran 
durch § 1 des Geſetzes vom 29. März 1872, Nr. 39 R. G. B. 
nichts geändert wurde und der von der B.-Bahn beim Erlage der 
Schätzungsbeträge wegen der über den Umfang ihrer Erſatzpflicht be⸗ 
ſtehenden Differenz gemachte Vorbehalt die Erlaſſung eines gericht— 
lichen Bauverbotes nicht begründen kann“. Ger.⸗Ztg. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. 
Wille). 


Verſchiedenartige Gegenſtände ſind es, welchen wir im achten Hefte begegnen, 
neben den Vereinen, Bank- und Creditinſtituten und den Actiengeſellſchaften 
wird auch die Bewegung im Beſitz⸗ und Laſtenſtande der Realitäten in dieſen Rahmen 
gezwängt. Die Daritellung der letzteren nimmt zwar nur einen geringen Raum, näm- 
lich 5 von den 75 Seiten des Heftes ein, als deſſen Anhängſel fie ſomit behandelt 
wird; ob aber die Trennung dieſer ſo ganz ſelbſtſtändigen Arbeit von den übrigen 
Partien ſich nicht doch empfehlen ſollte, muß als der Frage doppelt werth erſcheinen, 
da ja das achte Heft das letzte in der Zeitfolge des Erſcheinens war. Unter ſolchen 
Umſtänden liegt die Vermuthung um ſo näher, daß die Veroffentlichung des einen oder 
des anderen Theiles durch das Zurückbleiben des zweiten gehemmt wurde als wir es 
hier und dort mit von ganz verſchiedenen Behörden vorgenommenen Erhebungen 
und gewiß auch mit der Arbeit verſchiedener Statiſtiker zu thun haben. Bei der 
heterogenen Natur der Objecte des Heftes beſchränken wir uns daher auf den erſten 
Theil, d. i. die Vereinstabelle, da die Actiengeſellſchaften in dieſe aufgenommen ſind, 
wenn auch deren Vermbgensgebahrung ein weiterer, und zwar der überwiegende Theil 
des ganzen Heftes gewidmet ift. Eine Analyſe der letzteren tonnten wir in den nach⸗ 
folgenden Zeilen nicht einmal andeutungsweiſe bringen und die ſich anſchließende An⸗ 
gabe der im Jahre 1873 protocollirten Actiengeſellſchaften greift über den Rahmen 
des Jahrbuches hinaus. 

Die Einführung der Vereinsſtatiſtik in das Jahrbuch iſt um ein Jahr früher 
beſchloſſen worden als das geltende Vereinsgeſetz, die bezüglichen Arbeiten können da⸗ 
her Materialien zu der Beurtheilung der Wirkungen desſelben liefern, obwohl die 
Vereinstabelle, ihrer Entſtehungszeit entſprechend, auch Aſſociattonen und Inſtitute 
mit einbegreift, wie Actiengeſellſchaften und Sparcaſſen, welche dem Geſetze vom 
15. November 1867 nicht unterworfen ſind. Greifen wir deßhalb zunächſt aus dieſem 
und den früheren Jahrbüchern die Summen für das ganze Reich und ſämmtliche 
Vereinsgruppen heraus. 


Im Jahre 1867 betrug dieſelbe 4348, 
e ene 0 5180, 
5 r 6536 **), 
n „ 1871 n 17 * 8999, 
172 „ 1 10742, 


der Zuwachs iſt ſomit gleich 147 Percent, und wenn er auch nur zum Theile auf 
Rechnung des neuen Vereinsgeſetzes kommt, ſo iſt die Entwicklung durch dieſes und 
ſeit dieſem noch groß und raſch genug. 

Von der Geſammtſumme des Jahres 1872 entfallen nahezu drei Fünftel auf 
die Sudetenländer, das vierte auf Niederöſterreich und das letzte auf alle übrigen 
Länder. Galizien und die Bukowina zuſammen haben nicht ſo viele Vereine als das 
kleine Oberöſterreich, der Polizeirayon von Wien umſchließt deren 1340, d. i. weit⸗ 
aus mehr als jedes andere Verwaltungsgebiet, Böhmen und Mähren allein ausgenommen. 

Die Intenſität des Vereinslebens iſt demnach in den einzelnen Ländern eine 
ſehr verſchiedene; daß dasſelbe aber faſt allenthalben ſchon Wurzel gefaßt, geht am 
beiten aus der Thatſache hervor, daß lediglich in 16 Bezirken Galiziens und der Bu— 
kowina Vereine unbekannte Dinge ſind. Nur das Eine dürfte als eben ſo allgemein 
gelten, daß die Vereine als Producte des ſtädtiſchen Lebens angeſehen werden mifſſen, 
wir begnügen ung, diesfalls die Thatſache feſtzuſtellen, daß 3239 Vereine ihr Domicil 
in den Städten mit eigenem Statut aufgeſchlagen haben. Ein folches Uebergewicht 
einer Stadt über die Umgebung, wie es Wien beſitzt, kommt zwar nur noch einmal 
vor (auf Wien entfallen 63, auf Czernowitz ſogar 64 Percent der Landedfumme), 


) S. Nr. 4, S. 16 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift. 
) Das Jahr 1870 iſt in der Vereinsnachweiſung überſprungen. 


aber auch in Trieſt, Laibach und Salzburg ift der Antheil der Hauptſtadt beinahe der 
Hälfte des Landescontingentes gleich. 
Welcher Art ſind nun dieſe 10.742 Vereine? 

70 Vereine weiß das Jahrbuch in keiner der 28 Gruppen unterzubringen, die 
übrigen wollen wir in einige größere Abtheilungen zuſammenfaſſen, da uns das Jahr⸗ 
buchsſchema nicht gerade als das zweckmäßigſte erſcheint. Neben 661 Actiengefellichaften 
und 233 Sparcaſſen regiſtriren wir zunächſt 985 Vorſchußcaſſen, 518 Con ſumvereine, 
144 gewerbliche Fachvereine, 62 Productivaſſociationen und Magazinsgenoſſenſchaften. 
Den zur Hebung der minderbemittelten Volksclaſſen beſtimmten Anſtalten reihen 
ſich einerſeits die 101 Penſions. und Alterverſorgungs⸗, dann die 1573 Kranken⸗ 
unterſtützungs- und Leichenbeſtattungs., in letzter Linſe ſogar die 611 Wohlthätig⸗ 
keitsvereine an, andererſeits haben wir im Anſchluſſe der 604 Spar- und Losankaufs⸗ 
vereine zu gedenken. Zur Forderung des ökonomiſchen Wohls find endlich noch 305 wechſel— 
ſeitige Verſicherungsanſtalten, 275 landwirthſchaftliche, 82 Handels- und Induſtrie⸗ 
vereine beſtimmt. Es wären das alles in allem 6154, d. i. 57 pCt. ſämmtlicher Vereine. 
Als nächſtſtärkſte Abtheilung erſcheint jene der Vereine zu geſelliger Unterhaltung, in der 
wir drei Gruppen des Jahrbuchs, Caſino's (424), Geſelligkeitsvereine (325) uud Leſe— 
vereine (561) zuſammenfaſſen. Dieſelbe würde 12 pCt. in ſich ſchließen, während auf 
Turner, Feuerwehrmänner und Schützen nur 9, auf Geſang- und Muſikvereine nur 
8½, auf wiſſenſchaftliche Kunſt- und Bildungsvereine nur 4 pCt. entfielen. Wir 
hätten denn die in letzten Jahren maſſenhaft aufgeſchoſſenen Lehrervereine (230) noch 
nicht untergebracht, welche als Standesvertretung und zugleich als wiſſenſchaftliche oder 
Bildungs-, vielleicht auch als Geſelligkeitsvereine betrachtet werden muſſen, und 
eben ſo wenig die eine ganz exemte Stellung einnehmenden politiſchen Vereine (555). Die 
„Verſchönerungsvereine“ des Jahrbuchs ſind uns in ihrem Weſen nicht ganz verſtändlich 
und auch der Zahl nach wenig bedeutend (38), wir laſſen ihnen daher getroſt das Los 
der 70 „ſonſtigen“, das der Ignorirung, angedeihen. 

Von den 27 Gruppen, welche wir näher berückſichtigen, find nur 10 in ſämmt⸗ 
lichen Ländern vertreten, nämlich Spar- und Vorſchußcaſfen, Caſino's, Bildungs⸗ 
und Leſevereine, Vereine zur Pflege der Kranken, Beſtattung der Leichen oder zur 
Uebung von Wohlthätigkeit im Allgemeinen, Zuſammentretungen von Landwirthen, 
Schützen und Jüngern der Wiſſenſchaft. Sechs Gruppen find nur in je einem 
Lande ohne Repräſentanten, namlich die Vereine der Turner, Sänger und Politiker 
in Dalmatien, die Actiengeſellſchaften, die Spar- und Losankaufsvere ne in der Buko⸗ 
wina, die Mufifvereine in Kärnten. Conſumvereine fehlen in Dalmatien und der Bufos 
wina, gewerbliche Fach⸗ſowie Penſionsvereine in dieſen zwei Ländern und außerdem 
im Küſtenlande, vier andere Gruppen (Stenographen-, Verſicherungs⸗ Handels- und 
Induſtrievereine, Productivaſſociationen) in Dalmatien, der Bukowina, in Krain und 
noch je einem oder zwei der übrigen Länder. In fünf Gebieten foll auch die Kunſt der 
Förderung durch freie Vereinigungen entbehren und es ſcheint dies ſo wenig befremd⸗ 
lich, als wenn wir hören, daß ſich die Lehrerſchaft in Dalmatien und dem Küſtenlande 
noch nicht zuſammengethan hat. Wenn hingegen neben dieſen zwei Territorien Ober⸗ 
österreich als ein Land ohne Feuerwehren erſcheint, weil die daſelbſt wirkenden 50 An⸗ 
ftaiten Gemeintenftitute fein und ſich erſt im Jahre 1873 als Vereine im Sinne 
des Vereinsgeſetzes conſtituiren follen, fo erweckt dies einigen Zweifel, und wenn neben 
Dalmatien und der Bukowina auch noch in Salzburg und Kärnten Geſelligkeitsver⸗ 
eine im engeren Sinne fehlen ſollen, während Caſino's und Leſevereine überall vor— 
kommen, ſo beweiſt dies nur die Undurchführbarkeit des angenommenen Schema's. 

Faſſen wir die einzelnen Königreiche und Länder als Einheit, ſo gewähren nur 
die größeren, Böhmen, Mähren, Galizien, Nieder-⸗Oeſterreich und Steiermark ein Spiegel⸗ 
bild des vielgliedrigen Vereinslebens, in jedem der übrigen Länder zeigt ſich da oder 
dort eine Lücke. Salzburg und Tirol-Voralberg, dann Dber-Defterreich find noch am 
beſten daran, ſie laſſen nur eine oder höchſtens zwei Vereinsgattungen ſich entgehen, 
die Bukowina und Dalmatien aber am ſchlechteſten, denn hier fehlen deren 11, be 
ziehungsweiſe 14. 

So viel ſagen uns die Tabellen über die Zahl der Vereine und über deren räum⸗ 
liche Vertheilung. Die nächſte Frage, welches Leben dieſelben entfaltet haben, bleibt 
aber, von den Actiengeſellſchaften und Sparcaſſen abgeſehen, ohne Antwort. Die 
oͤſterreichiſche Verein sſtatiſtik ift noch jung, es wäre dieſer Umſtand daher vielleicht 
ſchon hieraus zur Genüge erklärt, das Wichtigere iſt jedenfalls die Frage, ob es in 
Hinkunft möglich ſein werde, bei einer Maſſe von vielleicht ſchon über 12.000 Vereinen 
eine eindringlichere Beherrſchung des Stoffes zu gewinnen. Iſt die Vereinsbewegung 
ſchon in's Staunen gekommen, dann muß es bald klar fein, ob die vorhandenen Kräfte 
zu folcher Arbeit ausreichen; iſt dies nicht der Fall oder ſind wir über die Fluth im 
Vereinsleben noch nicht hinaus, dann wird es ſich weiter fragen, ob das Unternehmen 
bei ſo bewandten Umftänden in der bisher beobachteten Ausdehnung fortgeführt 
werden kann und ſoll. Ha . 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Hiezu eine literariſche Beilage. 


Perſonualien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef des k. k. Finanzminiſteriums Karl 
Freiherrn von Diftler die geheime Rathswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrath im k. k. Finanzminiſterium 
Julius Lind ner zum Rechnungsdirector und Vorſtand des Statthalterei- Rech— 
nungsdepartements ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Cuſtos des k. k botaniſchen Hofkabinetes Dr. Hein- 
rich Wilhelm Reichardt das Ritterkreuz des Franz Joſeph Ordens vertiehen. 

Seine Majeſtät haben dem Förſter Eduard Ruef in Achenkirch tarfrei den 
Titel und Charakter eines Oberförſters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des k. u k. gemeinſamen oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Karl Sedlaczek das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens und den Hofſeeretären 
daſelbſt Heinrich Komarek und Ferdinand Geifinger den Titel und Charakter von 
Sectionsräthen tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Vorſtande der Finanzprecu— 
ratur in Salzburg Dr. Carl Barchetti anläßlich feiner Ueberſetzung zur Finanzpro— 
curatur in Innsbruck den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem galiziſchen Statthaltereirath Dr. Guſtav Ritter 
Hailig v. Hailingen den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät vaben den Kaufmann Andreas Heinr. Julius Baaß zum 
unbeſoldeten Conſul in Sidney ernannt. 

Seine Majeſtät haben den derzeitigen Gerenten des Honorar-Viceconſulates 
in Mancheſter Sigismund Cohen zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeftät haben den Sectioneſchef Conrad Schmidt als Mitglied auf 
Lebensdauer in das Herrenhaus des Reiche rathes berufen. 

Seine Maſeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in Inne: 
bruck Dr. Anton Gröber bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Finanzprocuratur in Salzburg 
Dr. Alfred Herget den Titel und Charakter eines Finanzrathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Carl Pompe zum Baurarhe, 
die Ingenieure, Franz Hanf, Joſef Leinmüller und Heinrich Pilz zı Oberin⸗ 
genieuren und die Bauadjuncten, Ernft Goßler und Conrad Grimm zu Inge 
nieuren für den Stadtbaudienſt im Herzogthume Krain ernannt. 

Der Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern hat den Zögling der 
k. und k. orientaliſchen Akademie Georg Lamoral Widter zum Confulareleven 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Karl Czap zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in der Bukowina ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Franz Maſt zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär für den Bereich der Grazer Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtadjuncten Adolf Bſcherer zum Forſteom⸗ 
miſſär extra statum für Imſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat im neuen Organismus für die Verwaltung der 
Montanwerke des gr. ⸗orient. Religionsfonds in der Bucowina ernannt; zum Berg⸗ 
verwalter den Fonigl.-ungar. Grubenbeamten Guſtav Ziegelheim in Nagyag, zum 
Bergmeiſter den Aſſiſtenten der Bergakademie in Leoben Joſeph Finger, zum Hütten⸗ 
meiſter den in gleicher Eigen'chaft zu Hof in Krain in Verwendung ſtehenden Franz 
Weidlich, zum Rechnungsrevidenten den Buchhalter Guſtav Kraus in Pozo⸗ 
ritto, zum Rechnungsführer den Bergeleven Franz Jantſch in Joachimsthal. 


Erledigungen. 


Finanz⸗Commiſſärsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich mit der neunten Rangsclaſfe 
und eine Finanzeoncipiſteuſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Februar. (Amts⸗ 
blatt Nr. 16) 

Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 240 fl. Quartier: 
geld, eventuell noch eine gleiche Stelle, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Rechnungeoffi ials. und Rechnungs-Aſſiſtentenſtellen beim Rechnungsdeparte⸗ 
ment der galiziſchen k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction zu Bolechow u. z. 1. eine 
Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe; 2. zwei eventuell drei Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe, bis 21. Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Officialsſtelle an der Bergakademie zu Leoben in der zehnten Rangsclaſſe mit 
900 fl. Gehalt und 160 fl Activitäts⸗Zulage, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Adjunctenſtelle an der Bergakademie zu Leoben in der zehnten Rangsclaſſe, 
mit 900 fl. Gehalt und 160 fl. Activ. Zulage, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 20.) 

Zwei Aſſiſtentenſtellen an der Bergakademie zu Leoben mit je 600 fl. Gehalt, 
bis Ende Febrnar. (Amte bl. Nr. 20.) 

Berg⸗ und Hüttenmeiſtersſtelle zu Mizun in Galizien in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Februar. (Amtebl. Nr. 22.) 

Hüttenmeiſterſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Hüttenverwaltung 
in Cilli, bis 21. Februar. (Amtsbl. Nr 22.) 

Zwei Bezirks⸗Thierarztesſtellen für Steiermark in der zehnten Rangsclaſſe mit 
den Standorten in Hartberg und Rann bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) 


Von den früheren Jahrgängen der „Oeſterr. 
Zeitſchrift für Verwaltung“ find die Jahrgänge I und II 
(weil nicht complet) um den Preis von je 2 fl. 50 kr., die 
Jahrgänge III bis inel. VII um deu Preis von je 3 fl. 
ſammt Indexen durch die Adminiſtration der Zeitſchrift 
oder durch Moritz Perles! Buchhandlung, Wien, Spiegel⸗ 
gaffe 17 zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


